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P R A X I S

Der Bundesgerichtshof (BGH)
hat mit Beschluss vom 25.

November 2003 (AZ: 4 StR
239/03) den Straftatbestand der Un-
treue bei Verordnung nicht notwen-
diger Medikamente durch einen
Vertragsarzt bejaht.

Im zugrunde liegenden Sachver-
halt musste sich ein Patient auf-
grund seines Gesundheitszustandes
seit 1996 vorwiegend parenteral er-
nähren. Die Kosten der Infusionen
der hochkalorischen Nahrung und
der Hilfsmittel zahlte die gesetz-
liche Krankenkasse des Patienten.
Die mit einer Ernährungsberaterin
abgestimmten Kalorienmengen ver-
ordnete ihm sein Hausarzt. Im Ver-
laufe der Behandlung verlangte der
Patient von seinem Hausarzt, dass
dieser ihm zunächst das Doppelte
und später das Dreifache der tägli-
chen Kalorienbedarfsmenge ver-
schrieb, ohne dass dafür eine ärztli-
che Indikation vorlag.

Strafbare Untreue

Nach Auffassung des BGH hat
der Hausarzt damit eine strafbare
Untreue (§ 266 Abs. 1 StGB) zum
Nachteil der GKV begangen. Die
Versicherten in der GKV hätten ei-
nen Anspruch auf Krankenbehand-
lung.Als Bestandteil der Krankenbe-
handlung seien Arznei-, Verband-,
Heil- und Hilfsmittel als Sachleistung
zu erbringen. Ein derartiger Sachleis-
tungsanspruch könne grundsätzlich
nur dadurch begründet werden, dass
ein Vertragsarzt das Arzneimittel auf
Kassenrezept verordne und damit
die Verantwortung für die Behand-

lung übernehme. Ein bestimmtes
Arzneimittel könne der Versicherte
erst dann beanspruchen, wenn es ihm
als ärztliche Behandlungsmaßnahme
in Konkretisierung des gesetzlichen
Rahmenrechts von einem Vertrags-
arzt verschrieben werde.

„Vertreter der Krankenkasse“

Nach den Prinzipien des kassen-
ärztlichen Abrechnungssystems han-
dele der Vertragsarzt bei Ausstellung
einer Verordnung als „Vertreter der
Krankenkasse“, indem er an ihrer
Stelle das Rahmenrecht des einzel-
nen Versicherten auf medizinische
Versorgung konkretisiere. Der Kas-
senarzt dürfe allerdings den Rahmen
der kassenärztlichen Versorgung
nicht verlassen.

Er dürfe deshalb Leistungen, die
jenseits der Bandbreite offener
Wertung nach den Regeln der ärzt-
lichen Kunst eindeutig nicht not-
wendig, nicht ausreichend oder un-
zweckmäßig seien, nicht verordnen.
Verschreibe der Kassenarzt den-
noch ein Medikament zu Lasten der
Krankenkasse,obwohl er wisse,dass
er die Leistung nicht bewirken dür-
fe, missbrauche er diese ihm vom
Gesetz eingeräumten Befugnisse.

Damit verletze er seine Betreu-
ungspflicht gegenüber dem betrof-
fenen Vermögen und der Kranken-
kasse. Indem der Arzt Medikamen-
te auf Rezept verschreibe, erfülle er
die im Interesse der Krankenkasse
liegende Aufgabe, ihre Mitglieder
mit Arzneimitteln zu versorgen. Da
er bei Erfüllung dieser Aufgabe der
Krankenkasse gegenüber Kraft Ge-

setzes verpflichtet sei, nicht notwen-
dige beziehungsweise unwirtschaft-
liche Leistungen nicht zu bewirken,
komme darin eine Vermögensbe-
treuungspflicht zum Ausdruck.

Kasse kann prüfen

Allein die Krankenkasse könne
die Nichterforderlichkeit einer
Leistung überprüfen lassen und bei
den entsprechenden Prüfungsgre-
mien eine Wirtschaftlichkeitsprü-
fung auch mit dem Ziel eines Arz-
neimittelregresses beantragen. Wei-
terhin könne die Krankenkasse ge-
gen Vertragsärzte, die ihre vertrags-
ärztlichen Pflichten nicht ordnungs-
gemäß erfüllen, bei der Kassenärzt-
lichen Vereinigung disziplinarische
Maßnahmen anregen bzw. die Ent-
ziehung der Zulassung beantragen.

Der Apotheker habe lediglich ei-
ne pharmazeutische und pharmako-
logische Prüfungspflicht. Er sei je-
doch grundsätzlich nicht verpflich-
tet, zu überprüfen, ob die Verschrei-
bung sachlich begründet sei.

Erhebliche Brisanz

Die Entscheidung ist mit Hinblick
auf den durch das GKV-Modernisie-
rungsgesetz (GMG) zum 1. Januar
2004 neu eingeführten § 81 a SGB V
von erheblicher Brisanz. Nach dieser
Bestimmung sind die Kassenärztli-
chen Vereinigungen gesetzlich ver-
pflichtet, unverzüglich die Staatsan-
waltschaft zu unterrichten, wenn ein
Anfangsverdacht auf strafbare Hand-
lungen mit nicht nur geringfügiger
Bedeutung für die gesetzliche Kran-
kenversicherung bestehen könnte.
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